
Bundessozialgericht

10 RV438/65

Verkündet am
8° März 1966

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

9

Klägerin und Revisionsklägerin9

gegen

0 . o o 0 ° 0 0 o c e o o o o o e o 9

Beklagten und Revisionsbeklagten9

hat der 10„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 8° März 1966 in Berlin

durch“
Senatspräsident " Dr„ T e s m e r

—Vorsitzender—

Bundesrichter Dr° S t r a u B und

Bundesrichter Dr° B r 0 c k e

Bundessozialrichterin V o l l n b e r g und

Bundessozialrichter s c h 6 f i s c h '

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 5° April 1965 auf—

gehoben und die Sache zur erneuten Entscheidung an

„dieses Gericht zurückverwiesen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalten°
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Der Klägerin waren verschiedene Gesundheitsstörungen
aner—

kannt‚ jedoch eine Rente bisher nicht gewährt wordeno Im

Jahre 1962 beantragte sie die Anerkennung weiterer Schädi—
6gungsfolgen und die Gewährung einer Rente„ Der Antrag wurde

abgelehnt° Widerspruch und Klage hatten keinen Erfolg° Gegen

das Urteil des Sozialgerichts (SG) Berlin vom 28° August 1964,

das ihren Prozeßbevollmächtigten am 1° September 1964 zu—
gestellt worden war, hat die Klägerin mit Schreiben vom 50 Ok—

tober 1964, das am 7° Oktober 1964 beim Landessozialgericht

eingegangen ist, Berufung eingelegt mit dem Hinweis, daß ihr

dies aus Krankheitsgründen vorher nicht möglich gewesen sei

und sie schon seit ca° vier Wochen im Krankenhaus liege„

Die Berufungsschrift war von ihrer Freundin„. Frau Scha$:x;

verfaßt und von dieser handschriftlich im Auftrag der Kläge—

rin mit deren Namen unterzeichnet wordeno Im Oktober 1964

hat das LSG die Klägerin auf die Verspätete Einlegung der

Berufung und die Möglichkeit der Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand hingewiesen° .Später hat Rechtsanwalt S;::::?

mit Schriftsatz vom 7° Dezember 1964 unter Beifügung eines

ärztlichen Attestes von Dr° M:I:11Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand beantragt und den Antrag damit begründet9 daß

die damals 72 Jahre alte Klägerin sich seit Mitte September

wegen schwerer Gallenkoliken im Krankenhaus befunden habeo

Dazu hat die Klägerin auf Befragen des Berichterstatters am
6° Januar 1965 noch angegeben, das Schreiben, mit dem ihre

Prozeßbevollmächtigten das Urteil übersandt und auf die Be—

rufungsfrist hingewiesen hatten9 sei vom 70 September 1964

datiert gewesen und ihr einige Tage später zugegangen; sie

habe sich seit dem 19° September 1964 wegen schwerer Gallen-

koliken_im Krankenhaus befunden und dort in erheblichem Um—

fang Beruhigungsmittel erhalten° Durch eine Schwester habe
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‚sie ihre Freundin, Frau Schaizxg schriftlich in das Kranken—

haus rufen lassen, die einige Tage später gekommen sei, die

Berufungsschrift am 5, Oktober geschrieben und auch unter—

schrieben habe, wie es mit ihr besprochen werden sei° Das

LSG hat sodann mit Urteil vom 5° April 1965 die Berufung der

Klägerin als unzulässig verworfen, Es hat die Schriftform

nicht als gewahrt angesehen, weil die Bevollmächtigte die

Berufungsschrift nicht mit ihrem Namen, sondern mit dem Namen

der Klägerin unterzeichnet habe° Die Wahrung der Schriftform

erfordere die eigenhändige Unterschrift der Klägerin oder ih—

res Prozeßbevollmächtigten‚ Die Unterschrift könne nach Ab—

lauf der Berufungsfrist nicht mehr nachgeholt werden„ Form—

gerecht und zulässig sei aber nur die mit eigener Unterschrift

Veingelegte Berufung (vgl° BSG 1, 243)° Eine Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand gemäß 5 67 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) komme nicht in Betracht, da dies nur beim Versäumen

einer gesetzlichen Verfahrensfrist, aber nicht bei einer Ver—

letzung der für die Einlegung eines Rechtsmittels geltenden

Formvorschriften möglich sei° Eine analoge Anwendung des

© 67 SGGsei allenfalls denkbar, wenn die Klägerin wegen ih—
rer Krankheit die Berufungsschrift nicht selbst hätte unter—

zeichnen können° Dies sei aber nicht deerall, da sie nach

ihren Angaben trotz ihrer Krankheit imstande war, die Sache

mit ihrer Freundin zu besprechen, und offenbar nur in einem

nicht geschützten Réchtsirrtum mit ihr Vereinbart habe, die

Berufungsschrift mit dem Namen der Klägerin zu unterzeichnen°

Die sonach nicht formgerecht eingelegte Berufung müsse daher
‘als unzulässig verworfen werden° Das LSG hat die Revision

nicht zugelassen°

Gegen das am 22° April 1965 zugéstellte Urteil des LSG hat die

Klägerin durch ihren Prozeßbevollmächtigten mit Schriftsatz

vom 13„ Mai 1965, beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen

am 14° Mai 1965, form— und fristgerecht Revision eingelegt,

1-4-
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Sie beantragt,;

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils nach

‘ den bisher gestellten Anträgen zu erkennen°

In der Revisionsbegründung vom 3, Juni 1965, beim BSG ein—

gegangen em 4, Juni 1965, rügt die Klägerin, daß das LSG

ein Prozeßurteil statt eines Sachurteils erlassen habeo

Sie ist der Auffassung, die Unterzeichnung der Berufungs—

schrift mit dem Namen eines anderen nach vorher erteiltem

' Einverständnis sei zulässig und nicht strafbar, so daß sie

auch nicht als rechtsunwirksam angesehen werden könne°

Liege eine wirksame Unterschrift vor, so hätte auch die

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand geprüft und erteilt

werden müssen" Der Umstand, daß die Klägerin damals bereits

72 Jahre alt gewesen sei, sich wegen einer schweren Erkran—

kung im Krankenhaus befunden habe und nach ärztlicher Be—

stätigung in ihrer Handlungsfähigkeit erheblich beeinträch—

tigt gewesen sei, rechtfertige die Annahme, daß sie die

Berufungsfrist ohne ihr Verschulden versäumt habeo

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Er ist der Auffassung, das Urteil des LSG stehe im Einklang

mit der Rechtsprechung des BSG° Die Verfahrensrüge der

Klägerin sei nicht gerechtfertigt°

Die Revision der Klägerin ist form— und fristgerecht ein—

gelegt und begründet worden (@@164, 166 SGG ° Da sie vom
LSG aber nicht nach @ 162 Abs° 1 Nr, 1 SGG zugelassen werden

‘ist, und eine Gesetzesverletzung bei der Beurteilung des

ursächlichen Zusammenhangs im Sinne des 5 162 Abs° 1 Nr, 3

SGG hier nicht in Frage kommt, ist die Revision nur statt—

haft, wenn ein wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG
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gerügt wird und vorliegt (5 162 Abs„ 1 Nr, 2 SGG;
BSG 1, 150)° Die Klägerin rügt, daß das LSG zu Unrecht

ein Prozeßurteil statt eines Sachurteils erlassen habe,

weil es die Erfordernisse der Schriftform verkannt und
‚

dem Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht

entsprochen habe° Diese Rüge greift durcho

Die von der Freundin der Klägerin verfaßte und handschrift—\
lich im Auftrag mit dem Namen der Klägerin unterzeichnete

Berufung ist als formgerecht anzusehen° Nach 5 151 Abs° 1

SGG ist die Berufung gegen das Urteil eines SG — von den

hier nicht in Betracht kommenden Fällen der Einlegung durch

Erklärung zur Niederschrift des Urkundsbéamten der Geschäfts—

stelle und der Einlegung durch Telegramm abgesehen — "schrift—

lich" eihzulegen° Damit ist zunächst zum Ausdruck gebracht,

daß die Berufungserklärung handschriftlich unterschrieben sein

muß, daß also die Unterschrift nicht auf mechanischem Wege

(durch Maschinenschrift oder Stempel) hergestellt sein darf°

Nur diese Anforderung ist in den von dem Beklagten angezoge—

nen Entscheidungen des BSG (BSG 1, 243; 5, 110; 6, 256;
8, 142) an den Begriff der "Schriftlichkeit" gestellt und er—

örtert worden° Im vorliegenden Fall aber ist, wie vom LSG

ausdrücklich festgestellt und von den Beteiligten auch nicht

bestritten werden ist, die UntersChrift nicht mechanisch, son—
dern handschriftlich vollzogen worden° Im Streit steht nur,

ob die von der Frau Schü2:1‘handsChriftlich geschriebene und

unterschriebene Erklärung wirksam ist, weil Frau Schu::: nicht

mit ihrem Namen, sondern mit dem der Klägerin die Erklärung

unterzeichnet hat° Diese Frage ist aber bisher vom BSG nicht

entschieden worden und insoweit beruft sich der Beklagte zu
Unrecht auf die Rechtsprechung des BSG für seine Auffassung,

daß eine derartig unterschriebene Berufungserklärung unwirksam

sei, Der Auffassung des Beklagten kann auch nicht gefolgt

werden, Die Schriftform ist vom Gesetzgeber für die Einlegung
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der Berufung aus Gründen der Rechtssicherheit gefordert

worden[) Sie soll, wie schon der Große Senat des früheren

Reichsgerichts (RGZ 151, 83) zu der von der Zivilprozeß—

ordnung (ZPO) geforderten Schriftform bei bestimmenden

Schriftsätzen ausgeführt hat, klarstellen‚ "daß es sich bei

dem Schriftsatz nicht um einen Entwurf, sondern um eine '

prozessuale Erklärung handelt, daß sie von dem unterzeich—

neten Rechtsanwalt herrührt und daß dieser für ihren Inhalt

die Verantwortung übernimmt", Dem mit dem Formerfordernis

der Schriftlichkeit verfolgten Zweck genügt die Berufungs—

'erklärung vom 5° Oktober 1964, Sie läßt klar erkennen, daß

die Klägerin selbst Berufung einlegen will, sie läßt auch

keinen Zweifel darüber, daß zwar eine andere Person die

Erklärung geschrieben und unterschrieben hat, daß aber die

Klägerin selbst die Erklärung abgeben ■nd die volle Verant—

wortung dafür übernehmen will° Die Erklärung läßt somit

weder Unklarheiten über den Inhalt noch über die Identität

der Person, welche die Erklärung abgeben will, aufkommen,

Aus ihr geht auch hervor, daß die Klägerin die Erklärung

nicht selbst geschrieben und unterschrieben hat° Einzig

und allein darüber gibt das Schreiben vom 5, Oktober 1964

keine Auskunft, wer die Erklärung für die Klägerin ge—
_

schrieben und unterschrieben hat° Es ist jedoch nicht er—
sichtlich, warum bei dieser Erklärung, die ”schriftlich"' €

abgegeben, d„h° eigenhändig unterschrieben war, au3h noch

gefordert werden sollte, daß sie von dem Berufungskläger

in Person geschrieben und unterschrieben sein muß, um der

in 5 151 SGG geforderten Form zu genügen° Aus dem Wortlaut

des Gesetzes geht dies nicht hervor und Gründe der Rechts—

sicherheit, die ein solches Erfordernis rechtfertigen könn—

ten, sind nicht erkennbar, Es kann hier dahinstehen, ob

Gründe der" Rechtssicherheit in anderen Fällen, in denen das

Gesetz eine "schriftliche" prozessuale Erklärung fordert,
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jedoch diese Erklärung von einer besonders qualifizierten

(etwa postulationefähigen) Person abgegeben sein muß (so'

zB bei der Revisionseinlegung nach 5 164 SGG), aus Gründen

der Rechtssicherheit auch zu fordern ist, daß in der Er—

klärung auch die vom Gesetz geforderte besondere Qualifi—

kation der die Erklärung unterzeichnenden Person zum Aus—

druck kommt„ Für die Einlegung der Berufung ist aber eine

besondere Qualifikation der die Erklärung abgebenden Person

nicht erforderlich, Somit ist nach der Richtung eine be—

sondere Kennzeichnung der Person, welche die Berufungsein—

legung unterzeichnet hat, auch nicht notwendig° Prozeß—

vorschriften sind Zweckmäßigkeitsnormeh und vornehmlich

nach ihrem Zweck auszulegen° Die im Interesse der Rechts—

sicherheit geforderte "Schriftlichkeit" schützt nicht ge—

gen Urkundenfälschung oder Täuschung anderer Art° Soweit

mit der Schriftform in @ 151 SGG nur sichergestellt werden
soll und kann,_daß aus der Berufungsschrift hervorgeht,

wer die Prozeßerklärung abgibt und wer die Verantwortung

für ihren Inhalt übernimmt, so genügt die von einer dritten

Person im Auftrag der Klägerin geschriebene und mit dem

Namen der Klägerin unterschriebene Erklärung diesem Sicher—

heitsbedürfniso Es ist also nicht erforderlich, daß die

Berufungsschrift auch von der Réchtsmittelklägerin in Per—

son geschrieben und unterschrieben sein muß°

Damit gelangt der Senat zu einem Ergebnis, zu dem schon das

frühere Reichsgericht bei der Auslegung des 5 126 des Bürger—

lichen Gesetzbuches (BGB) gelangt ist, in dem für die "schrift—

liche“ Form die eigenhändige Namensunterschrift des Ausstel—

lers gefordert wird° Das Reichsgericht hat (Bd, 81, 1)

eine Urkunde als dieser Schriftform entsprechend angesehen,

die nicht von dem Erklärenden, sondern von einer anderen Per—

son mit dem Namen des Erklärenden und in dessen Vollmacht

unterschrieben worden war, Wenn nun auch grundsätzlich der

@ 126 BGB als Formvorschrift des materiellen Rechts nicht zur
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Beurteilung von formgebundenen Prozeßhandlungen herangezogen

werden kann, so zeigt die erwähnte Entscheidung doch, daß

die Sicherheit im Rechtsverkehr, die durch die im 5 126 BGB

geforderte eigenhändige Unterschrift ebenfalls gewährleistet

werden soll, nicht als beeinträchtigt angesehen wird, wenn

die Urkunde zwar eigenhändig aber nicht von dem Aussteller

in Person unterschrieben worden ist, Es besteht kein Anlaß,

für die im 5 151 SGG geforderte Schriftform bei der Beru—

fungseinlegung, die im vorliegenden Fall zu beurteilen ist,

strengere Maßstäbe hinsichtlich der Rechtssicherheit anzu—

legen, Die Berufungsschrift vom 5, Oktober 1964 genügt dem—

nach der im @ 151 SGG geforderten Schriftform°

Die sonach formgerechte Berufung ist allerdings nicht inner—

halb der Monatsfrist nach 5 151 Abs° 1 SGG, die am 1° Ok—

tober 1964 abgelaufen war, eingelegt werden, jedoch war der

Klägerin die beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(@ 67 SGG) zu gewähren° Das LSG hat zu diesem Antrag keine
Entscheidung getroffen, weil nach seiner Auffassung eine

Berufung überhaupt nicht wirksam eingelegt worden war°

Der Senat kann aber hierüber selbst entscheiden, da die
_

Feststellungen des LSG, welches das Vorbringen der Klägerin

unterstellt hat, hierzu ausreichen° Danach hat sich die

Klägerin seit dem 19" September 1964 wegen einer schweren
Gallenblasene}krankung mit zeitweise sehr schweren Koliken,

einer chronischen Leberstauung mit erheblicher muskulärer
Herzinsuffizienz und einer Zwischenrippen—Nervenentzündung

zur
stationärbn Behandlung im Krankenhaus befunden, aus dem

sie erst am
f4„ Oktober 1964 entlassen wurde, Die betagte

Klägerin hatäauch die unter ihren damaligen Verhältnissen

bestehenden Möglichkeiten zur Einlegung der Berufung durch

Dritte mit de? von ihr zu erwartenden Sorgfalt wahrgenommen,

Sie hat, weil sie selbst wegen ihrer Erkrankung zur schrift—

lichen Einleghng der Berufung nicht in der Lage war, durch

eine Krankenäbhwester ihre Freundin ins Krankenhaus rufen

?
; - : ‚ . __9__

?
‚.? — ' 1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_

lassen, die dann in ihrem Auftrag die Berufungsschrift ver—

faßt und eingereicht hat° Wenn dabei Verzögerungen einge—

treten sind, so können ihr diese unter den damals gegebenen

Verhältnissen nicht zur Last gelegt werden„ Es trifft so—

mit die Klägerin an der verspäteten Einlegung der Berufung

kein Verschulden,
so daß ihr die Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand zu gewähren war°

Das LSG hat somit zu Unrecht die formgerechte und als recht—

zeitig eingelegt geltende Berufung nach @ 158 SGG als unzu—

lässig verworfen, statt ein Sachurteil zu erlassen° Das

Urteil des LSG war daher aufzuheben° In der Sache selbst‚

in der es um die Anerkennung weiterer Schädigungsfolgen und

um die Gewährung einer Rente geht, konnte der Senat jedoch

nicht entscheiden, da insoweit tatsächliche Feststellungen

durch das LSG fehlen° Die Sache war daher zur erneuten Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Absi2 Satz 2 SGG)"
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